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1. Aufstellungspflicht, Aufstellungsgrunds�tze

" Aufstellungspflicht: Nach § 242 HGB besteht die Verpflichtung,
zum Schluss eines jeden Gesch�ftsjahres einen Jahresabschluss nach
handelsrechtlichen Vorschriften aufzustellen. Bestandteile des Jahres-
abschlusses sind Bilanz (� Bilanz (Handelsbilanz) und � Bilanz
(Steuerbilanz)) und � Gewinn- und Verlustrechnung (§ 242 HGB) so-
wie der � Anhang (§ 264 Abs. 1 HGB). Weiterhin haben mittelgroße
und große GmbH zus�tzlich einen � Lagebericht aufzustellen (§ 264
Abs. 1 HGB). FÅr Zwecke der Information Außenstehender kann da-
neben noch ein Gesch�ftsbericht erstellt werden (siehe unten 8.).

" Verantwortlichkeit: FÅr die Aufstellung von Jahresabschluss und
Lagebericht sind die � Gesch�ftsfÅhrer der GmbH verantwortlich
(vgl. auch � BuchfÅhrung 2. Verantwortlichkeit).

" Unterzeichnung: Die Bedeutung des Jahresabschlusses wird da-
durch unterstrichen, dass dieser nach § 245 HGB von allen Gesch�fts-
fÅhrern zu unterzeichnen ist. Diese Unterzeichnung ist eine Çffent-
lich-rechtliche Verpflichtung, welche grds. hÇchstpersÇnlich zu erfol-
gen hat. Die Unterzeichnung muss unter Angabe des Datums
erfolgen, welches als Nachweis des Aufstellungszeitpunktes dient.
Nach Feststellung ge�nderte AbschlÅsse sind mit entsprechender Da-
tumsangabe erneut zu unterzeichnen. Die Unterzeichnung kann eine
wichtige Beweisfunktion erlangen (s. § 416 ZPO, §§ 283 bis 283b
StGB).

" Aufstellungsgrunds�tze: Der Jahresabschluss ist nach den Grund-
s�tzen ordnungsm�ßiger BuchfÅhrung aufzustellen (§ 243 Abs. 1
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HGB). DarÅber hinaus hat dieser nach § 264 Abs. 2 HGB ein den tat-
s�chlichen Verh�ltnissen entsprechendes Bild der VermÇgens-, Finanz-
und Ertragslage der GmbH zu vermitteln (sog. Generalnorm). Der Jah-
resabschluss ist nach § 244 HGB zwingend in deutscher Sprache und
in Euro aufzustellen.

2. GrÇßenklassen-Erleichterungen

" GrÇßenklassen: Aufstellung und Inhalt des Jahresabschlusses und
weitere Pflichten sind grÇßenabh�ngig ausgestaltet. § 267 HGB bzw.
§ 267a HGB fÅr Kleinstkapitalgesellschaften geben fÅr den Einzel-
abschluss folgende GrÇßenklassen vor:

Kleinstkapital-
gesellschaften

kleine
Gesellschaft

mittelgroße
Gesellschaft

große
Gesellschaft

Bilanzsumme £ 350 000 E £ 6 000 000 E £
20 000 000 E

>
20 000 000 E

Jahresnet-
toumsatz

£ 700 000 E £
12 000 000 E

£
40 000 000 E

>
40 000 000 E

Arbeitnehmer
im Jahres-
durchschnitt

£ 10 Personen £ 50 Per-
sonen

£ 250 Per-
sonen

> 250 Per-
sonen

" Erstmalige Anwendung der durch das BilRUG angehobenen
Schwellenwerte: Die Schwellenwerte der §§ 267, 267a Abs. 1 und 277
Abs. 1 sowie § 293 HGB wurden zuletzt durch das Bilanzrichtlinie-
Umsetzungsgesetz – BilRUG, BGBl. I 2015, 1245, angehoben. Dieses
ist verpflichtend erstmals auf JahresabschlÅsse fÅr das nach dem
31.12.2016 beginnende Gesch�ftsjahr anzuwenden (Art. 75 Abs. 1
Satz 1 EGHGB). Wahlweise durften die erhÇhten Schwellenwerte
nach Art. 75 Abs. 2 EGHGB („dÅrfen“ – Unternehmenswahlrecht)
erstmals auf Jahres- und KonzernabschlÅsse, Lageberichte und Kon-
zernlageberichte fÅr das nach dem 31.12.2013 beginnende Gesch�fts-
jahr angewendet werden, jedoch nur insgesamt. Damit kÇnnen die Er-
leichterungen aus der Heraufsetzung der Schwellenwerte hinsichtlich
der Abgrenzung zwischen kleinen und mittleren Gesellschaften be-
reits auf den Jahresabschluss zum 31.12.2014 bzw. auf das Ende des
Gesch�ftsjahres 2014/2015 angewandt werden. Dies setzt allerdings
voraus: (1.) dass auch die neue Umsatzdefinition nach § 277 Abs. 1
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HGB in diesem Jahresabschluss zum 32.12.2014 angewandt wird
(Art. 75 Abs. 2 Satz 1 EGHGB: „jedoch nur insgesamt“); (2.) weiterhin
ist im Anhang oder Konzernanhang auf die fehlende Vergleichbarkeit
der UmsatzerlÇse hinzuweisen und unter nachrichtlicher Darstellung
des Betrags der UmsatzerlÇse des Vorjahres, der sich aus der Anwen-
dung von § 277 Abs. 1 HGB i.d.F. des BilRUG ergeben haben wÅrde,
zu erl�utern (Art. 75 Abs. 2 Satz 3 EGHGB). D.h. auch die Umsatz-
erlÇse des Vorjahres sind nach der neuen Umsatzdefinition zu ermit-
teln und nachrichtlich anzugeben. Das Wahlrecht zur vorzeitigen An-
wendung nach Art. 75 Abs. 2 EGHGB l�sst ebenso eine vorzeitige An-
wendung auf den Jahresabschluss zum 31.12.2015 zu.

" Arbeitnehmerzahl: Als durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer
gilt nach § 267 Abs. 5 HGB der vierte Teil der Summe aus den Zahlen
der jeweils am 31.3., 30.6., 30.9. und 31.12. besch�ftigten Arbeitneh-
mer einschließlich der im Ausland besch�ftigten Arbeitnehmer, je-
doch ohne die zu ihrer Berufsausbildung Besch�ftigten.

" GrÇßenklasseneinstufung: Die Einordnung in die einzelnen GrÇ-
ßenklassen richtet sich danach, ob die Gesellschaft an den Abschluss-
stichtagen von zwei aufeinander folgenden Gesch�ftsjahren jeweils
zwei (ggf. unterschiedliche) der drei Schwellenwerte Åber- oder unter-
schreitet. Bei Umwandlung und NeugrÅndung gelten die GrÇßenklas-
sen bereits im ersten Jahr (§ 267 Abs. 4 Satz 2 HGB). Als große Gesell-
schaft gilt eine GmbH nach § 267 Abs. 3 Satz 2 HGB stets, wenn diese
als kapitalmarktorientierte GmbH i.S.d. § 264d HGB einzustufen ist,
insbesondere also, wenn diese einen organisierten Markt durch von
ihr ausgegebene Wertpapiere in Anspruch nimmt.

" Erleichterungen fÅr kleine GmbH: FÅr kleine GmbH gelten wesent-
liche Vereinfachungen und Erleichterungen. Zu nennen sind ins-
besondere:

– keine Verpflichtung zur Aufstellung eines Lageberichtes (§ 264
Abs. 1 Satz 4 Halbs. 1 HGB)

– l�ngere Aufstellungsfrist fÅr den Jahresabschluss (§ 264 Abs. 1
Satz 4 Halbs. 2 HGB),

– keine Pflicht zur � JahresabschlussprÅfung (§ 316 Abs. 1 Satz 1
HGB),
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– Erleichterungen bei der � Jahresabschlusspublizit�t (Offenle-
gung), insbesondere braucht die GuV und die Anhangsangaben zur
GuV nicht offengelegt zu werden (§ 326 Abs. 1 HGB),

– keine Pflicht zur Erstellung eines Anlagengitters (� Bilanz (Han-
delsbilanz) 2. AnlagevermÇgen) (§ 288 Abs. 1 Nr. 1 HGB),

– MÇglichkeit zur Aufstellung einer verkÅrzten Bilanz (� Bilanz
(Handelsbilanz) und � Bilanz (Steuerbilanz) und � Gewinn- und
Verlustrechnung (§ 266 Abs. 1 Satz 3 HGB),

– Befreiung von der Pflicht zur Erl�uterung best. Forderungen (§ 268
Abs. 4 Satz 2 HGB) bzw. bestehende Verbindlichkeiten im Anhang
(§ 268 Abs. 5 Satz 3 HGB, § 274a Nr. 1 und 2 HGB),

– Befreiung von der Anwendung des §274 HGB Åber Steuerabgren-
zung (§ 274a Nr. 4 HGB),

– deutlich geringere Angabepflichten im � Anhang (§ 288 Abs. 1
HGB).

" Erleichterungen fÅr Kleinstkapitalgesellschaften: FÅr Kleinstkapi-
talgesellschaften i.S.d. § 267a HGB gelten zun�chst alle vorstehend
fÅr kleine GmbH dargestellten Erleichterungen. Daneben kÇnnen
(Wahlrecht) folgende Erleichterungen (ggf. auch nur einzeln – vgl.
Hoffmann, StuB 2012, 729) in Anspruch genommen werden (vgl. aus-
fÅhrlich Schiffers, GmbH-StB 2013, 46 m.w.N.):

– nach § 266 Abs. 1 Satz 4 HGB kÇnnen Kleinstkapitalgesellschaften
die Darstellung der Bilanz auf Buchstabenposten verkÅrzen.

– verkÅrztes Gliederungsschema fÅr die � Gewinn- und Verlust-
rechnung (§ 275 Abs. 5 HGB);

– Verzicht auf einen � Anhang (§ 264 Abs. 1 Satz 5 HGB).

– ErfÅllung der Publizit�tspflichten durch Hinterlegung der Bilanz
beim Betreiber des Bundesanzeigers (§ 326 Abs. 2 HGB).

" Erleichterungen fÅr mittelgroße GmbH: FÅr mittelgroße GmbH
gelten Vereinfachungen und Erleichterungen, welche allerdings deut-
lich hinter denen fÅr die kleine GmbH zurÅckfallen. Zu nennen sind
insbesondere:
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– Erleichterungen bei der � Jahresabschlusspublizit�t (Offenlegung)
(§ 327 HGB),

– geringere Angabepflichten im � Anhang (§ 288 Abs. 2 HGB).

" Keine Erleichterungen fÅr große GmbH: GegenÅber der kleinen
und der mittelgroßen GmbH gelten fÅr die große GmbH keine Er-
leichterungen bei Aufstellung, PrÅfung und Publizit�t des Jahres-
abschlusses.

" Vorrang des Gesellschaftsvertrages: Der Gesellschaftsvertrag kann
unabh�ngig von der GrÇße der Gesellschaft versch�rfte Regelungen,
insbesondere die Anwendung der Vorschriften fÅr die große GmbH,
vorsehen, was insoweit vorrangig vor der GrÇßenklasseneinstufung
nach § 267 HGB ist.

3. Aufstellungsfrist

" Große und mittelgroße GmbH: Jahresabschluss und Lagebericht
sind innerhalb von drei Monaten nach dem Ende des Gesch�ftsjahres
aufzustellen (§ 264 Abs. 1 Satz 3 HGB).

" Kleine GmbH: Bei kleinen GmbH i.S.d. § 267 Abs. 1 HGB (und
ebenso bei Kleinstkapitalgesellschaften) darf der Jahresabschluss auch
sp�ter aufgestellt werden, wenn dies einem ordnungsgem�ßen Ge-
sch�ftsgang entspricht, jedoch innerhalb einer Frist von sechs Mona-
ten nach Ende des Gesch�ftsjahres (§ 264 Abs. 1 Satz 4 Halbs. 2 HGB).
Dies bedeutet, dass eine maximale Ausnutzung der Sechsmonatsfrist
dann nicht zul�ssig ist, wenn nach den Verh�ltnissen des Einzelfalles
eine frÅhere Aufstellung ohne Schwierigkeiten mÇglich ist.

" Zwingende gesetzliche Vorgaben: Diese Fristen sind zwingend und
kÇnnen nicht durch Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags verl�n-
gert werden (vgl. Winkeljohann/Schellhorn in Beck’scher Bilanz-Kom-
mentar, 10. Aufl. 2016, § 264 HGB Rz. 17). Zul�ssig ist dagegen eine
satzungsm�ßige VerkÅrzung der Frist. Der Jahresabschluss ist dann
aufgestellt, wenn dieser bei prÅfungspflichtigen GmbH dem Ab-
schlussprÅfer vorgelegt und bei anderen Gesellschaften dem Auf-
sichtsrat bzw. der Gesellschafterversammlung Åbergeben werden
kann (siehe auch unten 6.).
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4. Gesch�ftsjahr

" Abschlussstichtag: Der Jahresabschluss ist nach § 242 Abs. 1 Satz 1
HGB zum Schluss eines jeden Gesch�ftsjahres aufzustellen. Ge-
sch�ftsjahr ist die Zeitspanne zwischen zwei Abschlussstichtagen.
Der Abschlussstichtag ist im Falle der Errichtung der GmbH frei
w�hlbar. Insbesondere kann bei Errichtung der GmbH ein vom Kalen-
derjahr abweichendes Gesch�ftsjahr bestimmt werden.

" Dauer des Gesch�ftsjahres: Nach § 240 Abs. 2 Satz 2 HGB darf die
Dauer des Gesch�ftsjahres 12 Monate nicht Åberschreiten. Die Bil-
dung eines kÅrzeren Gesch�ftsjahres (Rumpfwirtschaftsjahr) ist in
Ausnahmef�llen zul�ssig, insbesondere bei ErÇffnung, AuflÇsung oder
Umwandlung des Gewerbebetriebes.

" Wechsel des Abschlussstichtages: Der Wechsel auf einen anderen
Abschlussstichtag ist grunds�tzlich zul�ssig. Soweit der Abschluss-
stichtag bei einer GmbH im Gesellschaftsvertrag geregelt ist, bedarf
der Wechsel des Abschlussstichtages allerdings einer �nderung des
Gesellschaftsvertrages in der in § 53 GmbHG vorgeschriebenen Form
und wird nach § 54 Abs. 3 GmbHG erst mit Eintragung der Satzungs-
�nderung in das Handelsregister wirksam (hierzu nur Lohr, GmbH-StB
2015, 241 m.w.N.). Ein beliebiger und willkÅrlicher Wechsel des Ge-
sch�ftsjahres wird fÅr unzul�ssig gehalten (vgl. Winkeljohann/Phi-
lipps in Beck’scher Bilanz-Kommentar, 10. Aufl. 2016, § 240 HGB
Rz. 63). Dies kann sich im Zweifel nur aus der Schutzfunktion des
Jahresabschlusses (insbesondere § 264 Abs. 2 HGB) ergeben.

" Steuerliche Regelung: Bei ErÇffnung oder Erwerb eines Betriebes ist
steuerlich eine freie Wahl des Wirtschaftsjahres (steuerlicher Begriff
fÅr das Gesch�ftsjahr), also insbesondere auch ein vom Kalenderjahr
abweichendes Wirtschaftsjahr, mÇglich. Ein sp�terer Wechsel des Ab-
schlussstichtags unterliegt allerdings Beschr�nkungen:

– Ein Wechsel vom Kalenderjahr oder von einem abweichenden
Wirtschaftsjahr auf ein (anderes) abweichendes Wirtschaftsjahr ist
nur mit Zustimmung des Finanzamtes zul�ssig (§ 7 Abs. 4 Satz 3
KStG).

– Der Wechsel von einem abweichenden Wirtschaftsjahr auf das Ka-
lenderjahr ist auch ohne Zustimmung des Finanzamtes zul�ssig.
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5. Inventar, Inventur

" Aufstellungspflicht: Jeder Kaufmann ist nach § 240 HGB verpflich-
tet, zum Ende eines jeden Gesch�ftsjahres eine Aufstellung Åber s�mt-
liche VermÇgensgegenst�nde und Schulden (Inventar) zu erstellen.
Das Inventar ist eine wesentliche Grundlage fÅr die Erstellung des
Jahresabschlusses.

" Inventur des VorratsvermÇgens: Von besonderer Bedeutung ist die
Inventur des VorratsvermÇgens, also der Best�nde an Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffen und der unfertigen und fertigen Erzeugnisse. Die In-
ventur ist sehr zeitaufwendig, da grunds�tzlich eine kÇrperliche Be-
standsaufnahme erforderlich ist. Andererseits hat die an die Inventur
anknÅpfende Bewertung einen ganz erheblichen Einfluss auf den Ge-
winnausweis.

" Inventur der Åbrigen VermÇgensgegenst�nde und Schulden: Neben
dem VorratsvermÇgen sind in dem Inventar auch die Gegenst�nde des
AnlagevermÇgens sowie die Forderungen und Verbindlichkeiten zu er-
fassen. Auf die kÇrperliche Bestandsaufnahme des beweglichen Anla-
gevermÇgens kann verzichtet werden, wenn ein besonderes Anlagen-
verzeichnis gefÅhrt wird, in dem s�mtliche Zu- und Abg�nge erfasst
werden. In der Praxis empfiehlt sich allerdings eine �berprÅfung die-
ses Anlagenverzeichnisses durch kÇrperliche Bestandsaufnahme in
grÇßeren zeitlichen Abst�nden. Die Inventur der Forderungen und
Verbindlichkeiten kann durch Saldenlisten erfolgen – Buchinventur
(vgl. Winkeljohann/Philipps in Beck’scher Bilanz-Kommentar,
10. Aufl. 2016, § 240 HGB Rz. 6 f.).

" Stichtagsinventur: Die Inventur des VorratsvermÇgens ist fÅr den
Bilanzstichtag durchzufÅhren. Dies erfordert allerdings nicht eine In-
ventur genau am Bilanzstichtag, sondern zeitnah, in der Regel inner-
halb einer Frist von zehn Tagen vor oder nach dem Bilanzstichtag. Al-
lerdings mÅssen dann zwischenzeitliche Bestandsver�nderungen, z.B.
durch Verk�ufe oder Produktion, zuverl�ssig erfasst und berÅcksich-
tigt werden. Bei schwierigen Verh�ltnissen, wie z.B. Schneefall, ist
eine noch weitere Ausdehnung des Aufnahmezeitraumes zul�ssig,
wobei dann allerdings an die Aufzeichnung der zwischenzeitlichen
Bestandsver�nderungen besonders hohe Anforderungen gestellt wer-
den. Eine Inventur zum Bilanzstichtag ist zwingend erforderlich fÅr
Best�nde, die durch Schwund, Verdunsten, Verderb, leichte Zerbrech-
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lichkeit usw., unkontrollierbare Abg�nge erleiden kÇnnen und dane-
ben auch fÅr WirtschaftsgÅter, die – abgestellt auf die Verh�ltnisse des
jeweiligen Betriebs – besonders wertvoll sind. In diesen F�llen ist ein
abweichender Aufnahmestichtag auch dann nicht zul�ssig, wenn der-
artige Abg�nge anhand von Erfahrungss�tzen ann�hernd zutreffend ge-
sch�tzt werden kÇnnen.

" Zeitverschobene Inventur: Gesetzlich zul�ssig ist auch, dass die In-
ventur vorverlegt wird auf einen Tag innerhalb der letzten drei Mo-
nate vor dem Bilanzstichtag oder nachverlegt wird auf einen Tag in
den ersten zwei Monaten nach dem Bilanzstichtag. In diesem Fall ist
der Inventurwert des Aufnahmetages wertm�ßig auf den Bilanzstich-
tag fortzuschreiben oder zurÅck zu rechnen. �ber diese zeitliche
�berleitungsrechnung sind Aufzeichnungen zu fÅhren, die allerdings
nur die Wert�nderungen und nicht die Ver�nderungen des Bestands
nach Menge und Art festhalten. Sofern sich die Zusammensetzung
des Warenbestandes nicht wesentlich ver�ndert, kann die Wertfort-
schreibung anhand des Wareneingangs und des Wareneinsatzes erfol-
gen.

" Permanente Inventur: Eine kÇrperliche Bestandsaufnahme am Bi-
lanzstichtag kann dann unterbleiben, wenn der Stichtagsbestand soll-
m�ßig mit Hilfe einer LagerbuchfÅhrung ermittelt wird. Diese Lager-
buchfÅhrung muss so beschaffen sein, dass sie die Best�nde nach Art,
Menge und Wert angibt und laufend fortschreibt. Allerdings muss in
jedem Gesch�ftsjahr mindestens einmal durch kÇrperliche Bestands-
aufnahme geprÅft werden, ob das VorratsvermÇgen, das in den Lager-
bÅchern ausgewiesen wird, mit den tats�chlichen Best�nden Åberein-
stimmt. Die PrÅfung kann zu einem beliebigen Zeitpunkt erfolgen
und braucht nicht gleichzeitig fÅr alle Best�nde vorgenommen zu wer-
den, muss insgesamt aber lÅckenlos erfolgen. �ber die DurchfÅhrung
und das Ergebnis der kÇrperlichen Bestandsaufnahme sind Aufzeich-
nungen anzufertigen, die den gleichen Anforderungen wie bei regul�-
ren Inventurprotokollen unterliegen. Eine besondere Form der per-
manenten Inventur ist die so genannte Einlagerungsinventur. Diese
kommt bei Lagersystemen in Betracht, die mit einem hohen Maß an
Zuverl�ssigkeit eine wirklichkeitsgetreue Fortschreibung des Bestan-
des erlauben. Die Voraussetzungen fÅr die Anwendung sind z.B. bei
vollautomatischen Lagersystemen (Hochregallagern) gegeben, bei de-
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nen die Fortschreibung mit der Lagersteuerung verbunden ist und
menschliche Eingriffe nicht mÇglich bzw. zul�ssig sind.

" Umfang der Inventur: Die Inventur muss vollst�ndig sein. Somit
sind auch Hilfs- und Betriebsstoffe, Ersatzteile und Verpackungen auf-
zunehmen. Soweit es sich hierbei allerdings nicht um erhebliche
Werte handelt und die Best�nde an den Bilanzstichtagen nicht wesent-
lich schwanken, wie z.B. bei BÅromaterialien oder Ersatzteilen, kom-
men Vereinfachungen in Betracht. In diesen F�llen genÅgt es, diese
Waren mit einem angemessenen gesch�tzten Wert zu erfassen. Beson-
dere Problematiken bestehen bei der Aufnahme von unfertigen und
fertigen Erzeugnissen oder Leistungen. Aus den Inventurunterlagen
muss der Wertansatz der Best�nde erkennbar sein. Dies erfordert ent-
sprechende Nachweise z.B. durch Arbeitszettel, Kalkulationen oder
Fremdrechnungen. Bei unfertigen Erzeugnissen oder Leistungen sollte
der Fertigungsstand angegeben werden. Unterwegs befindliche Ware
(„schwimmende Ware“ oder „rollende Ware“) ist bestandsm�ßig zu
erfassen, wenn sie wirtschaftlich zum VermÇgen des Kaufmanns ge-
hÇrt. Lagern eigene Waren in fremden Lagern, wie z.B. bei Spediteu-
ren, so ist eine Bestandsaufnahme vom Lagerhalter anzufordern. Die
Richtigkeit dieser Bestandsaufnahme muss sichergestellt sein und ist
ggf. durch eigenes Personal zu Åberwachen. Der mengenm�ßige Be-
stand an minderwertigen und wertlosen Waren ist bei der Inventur
aufzunehmen. Die Bewertung kann dann ggf. mit 0 Euro erfolgen. Ein-
gelagerte fremde Ware, welche sich z.B. zu Reparaturzwecken oder
Veredelungszwecken, im Lager befindet, ist nicht aufzunehmen.

" DurchfÅhrung und Dokumentation der Inventur: Das Inventar
muss den Nachweis ermÇglichen, dass die Vorratsbest�nde vollst�ndig
aufgenommen wurden. Dies erfordert eine sorgf�ltige Planung (hierzu
ausfÅhrlich Winkeljohann/Philipps in Beck’scher Bilanz-Kommentar,
10. Aufl. 2016, § 240 HGB Rz. 35 ff. m.w.N.). Bei grÇßeren Lagern oder
der Beteiligung einer Vielzahl von Personen an der Inventur kann de-
ren Richtigkeit nur dadurch sichergestellt werden, dass eine Inventur-
anweisung erstellt wird, in der die Inventurabl�ufe und die verant-
wortlichen Personen festgehalten werden. Aufnahmelisten mÅssen
durchgehend nummeriert und an Ort und Stelle ausgefÅllt werden.
Die Gesamtzahl der ausgegebenen Aufnahmelisten und ggf. nicht ver-
wendete Listen mÅssen nachvollziehbar dokumentiert werden. Wei-
terhin wird regelm�ßig eine ausreichende Kennzeichnung der bereits
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aufgenommenen Waren notwendig sein. Unterliegt der Jahres-
abschluss einer PrÅfungspflicht, so umfasst diese PrÅfung auch die In-
ventur selbst (hierzu auch Farr, Checkliste fÅr die Inventurbeobach-
tung, 4. Aufl. 2013). Aus diesem Grunde ist eine frÅhzeitige Abspra-
che mit dem AbschlussprÅfer erforderlich.

6. Feststellung

" Vorlagepflicht der Gesch�ftsfÅhrer: Die Gesch�ftsfÅhrer – und zwar
vorbehaltlich einer Regelung der Zust�ndigkeit durch die Gesellschaf-
ter grds. jeder einzelne – haben nach § 42a Abs. 1 GmbHG den Jahres-
abschluss und den � Lagebericht unverzÅglich nach dessen Aufstel-
lung den Gesellschaftern zum Zweck der Feststellung vorzulegen. Be-
steht eine PrÅfungspflicht (� JahresabschlussprÅfung), so haben die
Gesch�ftsfÅhrer den Jahresabschluss zusammen mit dem Lagebericht
und dem PrÅfungsbericht des AbschlussprÅfers unverzÅglich nach
Eingang des PrÅfungsberichts vorzulegen. Nach Åberwiegender Auf-
fassung haben die Gesch�ftsfÅhrer zus�tzlich zu diesen Unterlagen
den Gesellschaftern auch eine schriftliche Stellungnahme zur Bilanz-
politik vorzulegen (so nur Kleindieck in Lutter/Hommelhoff, GmbH-
Gesetz, 19. Aufl. 2016, § 42a Rz. 7 m.w.N.). In dieser sind die wesent-
lichen Maßnahmen der Bilanzpolitik und ihre konkreten Auswirkun-
gen auf den Jahresabschluss darzustellen.

" Feststellungspflicht der Gesellschafter: Nach § 42a Abs. 2 GmbHG
haben die Gesellschafter den Jahresabschluss festzustellen und Åber
die Ergebnisverwendung zu beschließen. Gesetzlich ist hierzu eine
Frist von 8 Monaten nach Ende des Gesch�ftsjahres bzw. bei einer
kleinen GmbH i.S.d. § 267 Abs. 1 HGB von elf Monaten vorgeschrie-
ben. Eine Verl�ngerung dieser Frist durch den Gesellschaftsvertrag ist
nicht mÇglich (§ 42a Abs. 2 Satz 2 GmbHG). Festgestellt wird nach
§ 42a Abs. 2 Satz 1 GmbHG nur der Jahresabschluss und nicht der La-
gebericht. Rein formal nehmen die Gesellschafter den Lagebericht nur
zur Kenntnis. Sehr wohl kÇnnen diese aber der Gesch�ftsfÅhrung Wei-
sungen hinsichtlich der Ausgestaltung des Lageberichts erteilen.

" Bedeutung der Feststellung: Zu differenzieren ist zwischen der Auf-
stellung des Jahresabschlusses, dessen Feststellung und der Ergebnis-
verwendung (vgl. hierzu Crezelius in Scholz, 11. Aufl. 2014, § 42a
GmbHG Rz. 30 f.). Aufstellung bedeutet die ErfÅllung der den Ge-
sch�ftsfÅhrern auferlegten Bilanzierungspflicht. Das Ergebnis der Bi-

Jahresabschluss

J 10 | Schiffers



lanzaufstellung durch die Gesch�ftsfÅhrer ist allerdings lediglich ein
Entwurf des Jahresabschlusses. EndgÅltig wird der Jahresabschluss
erst mit dessen Feststellung. Bis zur Feststellung kÇnnen die Gesell-
schafter diesen noch �ndern, insbesondere auch bilanzpolitische
Wahlrechte noch anders ausÅben. Zu beachten sind auch andere Wir-
kungen der Feststellung des Jahresabschlusses. Nach der Rechtspre-
chung werden durch die Feststellung des Jahresabschlusses nicht nur
die Bilanz, sondern auch die in ihr dargestellten Rechtsverh�ltnisse
im Verh�ltnis der Gesellschafter zur Gesellschaft und im Verh�ltnis
der Gesellschafter untereinander zivilrechtlich verbindlich best�tigt.
So kann in der Feststellung des Jahresabschlusses ein deklaratorisches
Anerkenntnis von Gesellschafterforderungen oder -verbindlichkeiten
liegen (vgl. BGH v. 2.3.2009 – II ZR 264/07, GmbHR 2009, 712, unter
II.2.b, und BGH v. 18.7.2013 – IX ZR 198/10, NJW 2014, 305, Rz 20).
Dies ist dann regelm�ßig auch steuerlich zu berÅcksichtigen (so aus-
drÅcklich BFH v. 10.5.2016 – IX R 13/15, GmbHR 2016, 1101). Aus
dem Jahresabschluss kann sich ebenfalls ergeben, dass und ab wann
die Gesellschaft bestimmte Aktien treuh�nderisch fÅr den Gesell-
schafter gehalten hat (BFH v. 10.5.2016 – IX R 13/15, GmbHR 2016,
1101).

" Beteiligung eines Aufsichtsrates oder Beirates: Besteht ein Auf-
sichtsrat oder ein Beirat mit den einem Aufsichtsrat vergleichbaren
Kompetenzen, so hat dieser nach Erhalt des PrÅfungsberichtes des Ab-
schlussprÅfers die Unterlagen zu prÅfen und den Gesellschaftern hie-
rÅber zu berichten (§ 42a Abs. 1 Satz 3 GmbHG). In diesem Bericht
muss der Aufsichtsrat oder Beirat seine Billigung erkl�ren oder ggf.
Einwendungen erheben. Dieser Bericht ist innerhalb eines Monats
nach Zugang der Unterlagen des AbschlussprÅfers auch der Gesch�fts-
fÅhrung zuzuleiten.

" PrÅfung von Jahresabschluss und Lagebericht als Voraussetzung fÅr
die Feststellung: Bei einer großen oder mittelgroßen GmbH, welche
nach § 316 HGB prÅfungspflichtig ist, bzw. bei einer kleinen GmbH,
wenn sich eine PrÅfungspflicht aus dem Gesellschaftsvertrag ergibt,
kann die Feststellung nur dann erfolgen, wenn eine PrÅfung des Ab-
schlusses erfolgt ist. Ansonsten liegt kein wirksamer Jahresabschluss
vor und ein darauf beruhender Gewinnverwendungsbeschluss w�re
nichtig.
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" Teilnahme des AbschlussprÅfers: Hat ein AbschlussprÅfer den Jah-
resabschluss geprÅft, so hat dieser auf Verlangen eines Gesellschafters
an den Verhandlungen Åber die Feststellung des Jahresabschlusses
teilzunehmen (§ 42a Abs. 3 GmbHG).

7. Pflichtverletzungen

" Nichtaufstellung: Unrichtige Darstellungen und Verschleierungen
im Jahresabschluss werden mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder
mit Geldstrafen bestraft (§ 331 Nr. 1 HGB). Weiterhin kommen die
Vorschriften der §§283 bis 283b StGB im Insolvenzfall oder bei dro-
hender Insolvenz zur Anwendung. Ein nicht aufgestellter Jahres-
abschluss kann nicht offengelegt werden, so dass vom Registergericht
ein Ordnungsgeld festgesetzt werden kann (� Jahresabschlusspublizi-
t�t (Offenlegung)) und nicht geprÅft werden (� JahresabschlussprÅ-
fung). Ein nicht aufgestellter Jahresabschluss kann nicht festgestellt
werden. Get�tigte GewinnausschÅttungen sind ggf. als grundlos ge-
leistet zurÅckzufordern (vgl. Verse in Scholz, 11. Aufl. 2012, § 29
GmbHG Rz. 65 ff.).

" Nichtigkeit: Weist der Jahresabschluss schwere Bewertungsm�ngel
auf, so kann dieser entsprechend § 256 Abs. 4 und 5 AktG nichtig
sein, so dass die vorgenannten Folgen eintreten. §256 AktG ist nach
h.M. analog auch auf die GmbH anzuwenden (so nur Weilep/Weilep,
BB 2006, 147 [150]).

" Unrichtigkeit: Wird ein Jahresabschluss zwar aufgestellt, wird aber
gegen Vorschriften Åber Form, Inhalt, Ansatz oder Bewertung versto-
ßen, so handeln die aufstellungspflichtigen Gesch�ftsfÅhrer ordnungs-
widrig, was mit einer Geldbuße bis zu 50 000 Euro geahndet werden
kann (§ 334 Abs. 3 HGB). DarÅber hinaus kann der Gesch�ftsfÅhrer
mit einer Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren oder einer Geldstrafe
bestraft werden, wenn dieser die Verh�ltnisse im Jahresabschluss oder
Lagebericht vors�tzlich unrichtig wiedergibt oder verschleiert (§ 331
Nr. 1 HGB). Ebenfalls kann ein unrichtig oder unvollst�ndig auf-
gestellter Jahresabschluss die Versagung oder Einschr�nkung des PrÅ-
fungsvermerks des AbschlussprÅfers zur Folge haben (� Jahres-
abschlussprÅfung). Ist der Jahresabschluss ausnahmsweise nichtig
und wird dieser angefochten, so sind ausgeschÅttete Gewinne als
grundlos geleistet zurÅck zu fordern (vgl. Verse in Scholz, 11. Aufl.
2012, § 29 GmbHG Rz. 36 ff.).
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" Besteuerung: Eine unterlassene Aufstellung des Jahresabschlusses
kann die Sch�tzung des Ergebnisses nach §162 AO nach sich ziehen.

8. Gesch�ftsbericht

" Informationszweck: Vielfach wird von der Gesellschaft zum Zwe-
cke der Information der �ffentlichkeit oder auch der Gesellschafter
ein sog. Gesch�ftsbericht herausgegeben. Dieser ist deutlich zu tren-
nen vom Jahresabschluss und vom Lagebericht. Mit dem Gesch�fts-
bericht kÇnnen vielmehr erg�nzende Informationen gegeben bzw. die
Informationen fÅr den speziellen Adressatenkreis in besonderer Weise
aufbereitet werden, was eine besondere Chance fÅr das Unternehmen
bei der Außendarstellung darstellt.

" Bestandteile: Kern des Gesch�ftsberichtes ist regelm�ßig der Jahres-
abschluss und der Lagebericht und die sonstigen offenzulegenden Un-
terlagen (� Jahresabschlusspublizit�t (Offenlegung)), insbesondere
der Bericht eines Aufsichtsrates und der Best�tigungsvermerk des Ab-
schlussprÅfers. Weiterhin werden ein ggf. aufzustellender Konzern-
abschluss und erg�nzende Informationen zum Jahresabschluss und
den wesentlichen Entwicklungen der Gesellschaft ein wichtiger Be-
standteil eines Gesch�ftsberichtes sein.

" PrÅfungspflicht: Ein Gesch�ftsbericht unterliegt nicht der PrÅ-
fungspflicht durch den AbschlussprÅfer (IDW PS 350, Rz. 5). Stellt der
PrÅfer allerdings fest, dass die im Gesch�ftsbericht gegebenen Infor-
mationen einen falschen Eindruck von der Situation des Unterneh-
mens vermitteln, so hat dieser eine Richtigstellung zu veranlassen
(vgl. ausfÅhrlich IDW PS 202, Rz. 3 f.).

Vertiefende Recherche unter www.gmbh-beratung.com

Wichtige Urteile und Erlasse
BFH v. 8.10.2008 – I R 61/07, GmbHR 2009, 323 mit Komm. Briese: Unterlas-

sene Wertberichtigung einer nicht vollwertigen Darlehensforderung gegen
eine dem Gesellschafter nahe stehende Kapitalgesellschaft.

Ausgew�hlte Literatur
Brete/Thomsen, Nichtigkeit und Heilung von JahresabschlÅssen der GmbH,

GmbHR 2008, 176

Farr, Checkliste fÅr die Inventurbeobachtung, 4. Aufl. 2013

GHB Lfg. 49 Januar 2018 Schiffers | J 12/1

Jahresabschluss



Hachmeister/Kahle/Mock/SchÅppen, Bilanzrecht, KÇln 2017

IDW PS 202, Die Beurteilung von zus�tzlichen Informationen, die von Unter-
nehmen zusammen mit dem Jahresabschluss verÇffentlicht werden

Lohr, �nderung des Gesch�ftsjahres – Gestaltungshinweise und Umsetzung,
GmbH-StB 2015, 241

Schiffers, MicroBilG: Bilanzierungs- und Offenlegungserleichterungen – Folgen
fÅr Kleinstkapitalgesellschaften und die Kleinst-GmbH & Co. KG, GmbH-
StB 2013, 46

Schiffers, �nderungen im Jahresabschluss der GmbH, GmbHR 2015, 1018

Schiffers, Aktuelles zum Handels- und Steuerbilanzrecht, GmbH-StB 2015, 45

Theile, Der Jahres- und Konzernabschluss der GmbH und GmbH & Co. KG
nach dem Regierungsentwurf eines Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes
(BilRUG), GmbHR 2015, 281

Theile, Vorzeitige Anwendung neuer Schwellenwerte fÅr den Jahres- und Kon-
zernabschluss der GmbH, GmbHR 2015, 172

Ulrich, Die zeitliche Geltung der Erleichterungen bei der Aufstellung des Jah-
resabschlusses, GmbHR 2017, R117

van Venrooy, Feststellung von GmbH-JahresabschlÅssen, GmbHR 2003, 125

Einschl�gige Norm
HGB, §§240, 331, 334, 335

GmbHG, §§29, 42a, 82

KStG, §7

AO, §162

EStR 2008, R 5.3

Weitere StichwÇrter

� Anhang

� Bilanz (Handelsbilanz)

� Bilanz (Steuerbilanz)

� BuchfÅhrung

� Gewinn- und Verlustrechnung

� JahresabschlussprÅfung

� Jahresabschlusspublizit�t (Offenlegung)

� Lagebericht

� Rechnungslegung im Konzern

� Sonderbilanzen

Jahresabschluss

J 12/2 | Schiffers




